
ren Organe beeinträchtigt werden darf. Die hier er­
wähnten staatlichen Organe und gesellschaftlichen Or­
ganisationen haben keine Möglichkeit, in die Rechtspre­
chung der gesellschaftlichen Gerichte einzugreifen. Sie 
sind aber verpflichtet, die massenpolitische und die 
rechtspropagandistische Tätigkeit der gesellschaftlichen 
Gerichte mitzugestalten und dadurch zur Erhöhung der 
Wirksamkeit ihrer Rechtsprechung beizutragen.
Diese konkreten Aufgaben der staatlichen Organe und 
gesellschaftlichen Organisationen sind in die allgemei­
ne Zielstellung der Rechtspflege einzuordnen, die sich 
aus Art. 90 der Verfassung ergibt. Die Wahl der Mit­
glieder der gesellschaftlichen Gerichte, ihre Unterstüt­
zung, ihre Information, die Auswertung ihrer Erfah­
rungen und die wirkungsvolle Zusammenarbeit mit 
staatlichen Organen und gesellschaftlichen Organisa­
tionen befähigt die gesellschaftlichen Gerichte, im Rah­
men ihrer Tätigkeit die in der Verfassung prinzipiell 
gestellten Aufgaben der Rechtspflege mit zu verwirk­
lichen. Dieses Ziel wird in erster Linie durch die Ein­
ordnung der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte 
in die Programme der örtlichen Volksvertretungen zur 
komplexen Vorbeugung und Bekämpfung der Krimina­
lität. zur Festigung von Ordnung und Sicherheit er­
reicht. Im gemeinsamen Kampf der sozialistischen Ge­
sellschaft, ihres Staates und aller Bürger gegen Rechts­
verletzungen haben die gesellschaftlichen Gerichte den 
von der Verfassung bestimmten Platz einzunehmen. Für 
diese Einordnung tragen die örtlichen Volksvertretun­
gen die Verantwortung. Sie haben zu gewährleisten, daß 
den gesellschaftlichen Gerichten keine zusätzlichen Auf­
gaben gestellt werden. Sie müssen mit diesen Program­
men die vom Gesetz bestimmte Tätigkeit der gesell­
schaftlichen Gerichte mit den Aufgaben und der Arbeit 
aller vorgesehenen staatlichen und gesellschaftlichen 
Kräfte zu einem System verbinden.

Einheitliche Entwicklung der staatlichen 
und der gesellschaftlichen Gerichte
Die Entwicklung der Konflikt- und Schiedskommissio­
nen zu gesellschaftlichen Gerichten, die Festigung, Wei­
terentwicklung und Vervollkommnung der staatlichen 
Rechtspflegeorgane wie des gesamten sozialistischen 
Staates sind Glieder des einheitlichen, dialektischen 
Entwicklungsprozesses der sozialistischen Demokratie. 
Nachdem der Rechtspflegeerlaß des Staatsrates zur Ent­
wicklung der gesellschaftlichen und staatlichen Rechts­
pflegeorgane wesentlich beitrug, kommt es jetzt darauf 
an, auf der Grundlage der Verfassung und der anderen 
neuen Gesetze weitere Schritte zur Vervollkommnung 
der Tätigkeit und Leitung aller Rechtspflegeorgane zu 
unternehmen. Dieser Entwicklungsprozeß erfaßt die ge­
sellschaftlichen und staatlichen Rechtspflegeorgane in 
prinzipiell gleichem Maße. Das sei an folgenden Beispie­
len verdeutlicht:
Das Kreisgericht, das als Gericht erster Instanz auch 
in Privatklage^achen zu entscheiden hatte, entwickelte 
sich zu einem Anleitungsorgan für die Entscheidung 
von Beleidigung und Verleumdung durch die Schieds­
kommissionen. Es erhielt das Recht, über Einsprüche 
gegen Entscheidungen der gesellschaftlichen Gerichte, 
die bei der Behandlung von Verfehlungen ergangen 
sind, einen gesetzlich vorgezeichneten Beschluß zu fas­
sen und damit für die einheitliche Rechtsanwendung zu 
sorgen. Die Konflikt- und Schiedskommissionen, die 
über Beleidigungen und Verleumdungen entscheiden 
konnten, entwickelten sich zu gesellschaftlichen Gerich­
ten, die das alleinige Entscheidungsrecht über die Ver­
fehlungen Beleidigung, Verleumdung und Hausfriedens­
bruch ausüben. Der Staatsanwalt, der bestimmte Sti'af- 
sachen nicht mehr anzuklagen hat, weil sie an ein ge­
sellschaftliches Gericht übergeben worden sind, hat

ebenfalls neue Aufgaben erhalten. Er muß über die 
strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit bei 
der Beratung und Entscheidung durch die gesellschaft­
lichen Gerichte wachen und — wenn notwendig — mit 
Hilfe seines Einspruchsrechts für die Durchsetzung oder 
Wiederherstellung der Gesetzlichkeit sorgen'20.
An diesen Beispielen zeigt sich die g e m e i n s a m e  
Entwicklung staatlicher und gesellschaftlicher Gerichte, 
staatlicher und gesellschaftlicher Rechtspflegeorgane, 
zeigt sich der einheitliche dialektische Entwicklungs­
prozeß der sozialistischen Demokratie. Nicht in der Re­
duzierung des Bereichs der Tätigkeit von Staatsorga­
nen und in der Erweiterung des Kreises der Angelegen­
heiten, die den gesellschaftlichen Organen und Organi­
sationen übertragen werden, besteht die Entwicklungs­
tendenz. Im Gegenteil: der Sinn der Entwicklung ge­
sellschaftlicher Elemente in der Arbeit der Staatsorga­
ne besteht in der maximalen Stärkung ihrer Tätigkeit, 
in der Einbeziehung einer immer größeren Anzahl von 
Werktätigen in ihre Arbeit. Das dient der Aufgabe, die 
sozialistische Staatlichkeit weiter zu festigen und zu 
stärken29.
In der politischen Organisation des sozialistischen Ge­
sellschaftssystems stehen sich Staat und Gesellschaft 
nicljt gegenüber, sondern wachsen gesetzmäßig immer 
mehr zu einer Einheit zusammen, nähern sich immer 
stärker einander an. Bei einer derartigen Einheitlichkeit 
ist deshalb die Übertragung staatlicher Aufgaben an 
gesellschaftliche Organe n i c h t  als ein Vorgang anzu­
sehen, bei dem der Staat „verliert“, was die Gesellschaft 
„gewinnt“30. Diese Übertragung muß als die Ausübung 
der staatlichen Funktion betrachtet werden, um die Lö­
sung der vor der gesamten Gesellschaft stehenden Auf­
gaben zu organisieren31.
Mit der Verfassung und den anderen gesetzlichen Be­
stimmungen sind alle rechtlichen Voraussetzungen für 
das erfolgreiche Wirken der Konflikt- und Schiedskom­
missionen geschaffen. Gegenwärtig geht es um die volle 
V e r w i r k l i c h u n g  der darin gestellten Aufgaben. 
Erst dadurch wird das gemeinsame Wirken gesellschaft­
licher und staatlicher Gerichte vollständig vollzogen. 
Diese Gemeinsamkeit ist zugleich ein wichtiges Ziel 
der Übertragung neuer Aufgaben an die Konflikt- und 
Schiedskommissionen.
Wie bereits dargelegt, kommt es jetzt darauf an. die 
Konflikt- und Schiedskommissionen entsprechend ihrer 
neuen Stellung und ihrem Charakter in das System 
der Gerichte, in die Rechtspflege und damit in das Sy­
stem der sozialistischen Demokratie fest einzuordnen 
und ihre Rechtsprechung sowie ihre gesamte Tätigkeit 
zu hoher gesellschaftlicher Wirksamkeit zu führen. Das 
kann nur unter Verantwortung und mit aktiver Hilfe 
des Staates geschehen. Die staatliche Führungstätigkeit 
wird zum entscheidenden Hebel in diesem Prozeß. Des­
halb ergibt sich aus der neuen Rechtsstellung der Kon­
flikt- und Schiedskommissionen und ihrer Mitglieder 
die Notwendigkeit, die wissenschaftliche Leitung der 
Rechtspflege durch die dazu berufenen staatlichen Lei­
tungsorgane zu vervollkommnen32. Diese wissenschaft­
liche Leitung, die stets unter aktiver schöpferischer Mit­
wirkung der Konflikt- und Schiedskommissionen

28 Vgl. dazu Kirmse / Kudernatsch, „Die gesellschaftlichen 
Gerichte und die Aufgaben der Staatsanwaltschaft“, NJ 1969
S. 237 ft.
29 Vgl, Tschchikwadse. „Die Bedeutung der sozialistischen 
Staatsmacht im Leben der Gesellschaft". N.I 1968 S. 673.
30 vgl. Scheler, „Die Dialektik von gesellschaftlichem Gesamt­
willen und Einzel willen der sozialistischen Persönlichkeit“, 
Deutsche Zeitschrift für Philosophie 1968, Heft 10, S. 1181.
31 Zur näheren Bestimmung des Begriffs „Übertragung staat­
licher Aufgaben an gesellschaftliche Organe“ vgl. M. Benjamin, 
Konfliktkommissionen - Strafrecht — Demokratie, Berlin 1968
S. 43 und S. 11 ff.
32 Vgl. Toeplitz. ..Die grundlegenden Aufgaben der Gerichte bei 
der Verwirklichung der sozialistischen Verfassung“, NJ 1969 
S. 33 ff. (36).


